
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen regen auf Grund der Diskussion um die 

prozentuale Erhöhung der Elternbeiträge im Jugendhilfeausschuss einer Erhöhung 
um 8 % als Kompromiss an, um den Inflationsausgleich zu erreichen. 

 

Die SPD-Fraktion weist auf die besondere Zusammensetzung des 

Jugendhilfeausschusses hin, weil dort nicht nur durch Politiker, sondern auch freie 

Träger der Jugendhilfe mit beschließen. Daher sollte die Entscheidung des 

Jugendhilfeausschusses nicht durch den Rat gekippt werden.  
Grundsätzliche befürwortet man die 5%ige Erhöhung in 2015 und eine weitere 

Erhöhung um 5% in 2016 oder 2017.  

 

Die CDU-Fraktion erinnert an die Diskussionen der Haushaltsberatungen, in denen 

eine strikte Haushaltsdisziplin gefordert wird, um einen weiterhin ausgeglichenen 
Haushalt zu ermöglichen. Da auch die Grundsteuer in 2016 und 2018 entsprechend 

erhöht werden soll, befürwortet die CDU-Fraktion die Erhöhung der Elternbeiträge 

um 10 %.  

 

Die FDP-Fraktion spricht sich für eine moderate Erhöhung der Elternbeträge von 5 
% in 2015 und 5 % in 2016 aus.  

 

Auf Grund der vorangegangenen Diskussionen wird von Seiten der CDU-Fraktion 

signalisiert, dass der Kompromissvorschlag von Bündnis 90/Die Grüne unterstützt 

wird. 
 

Zunächst wird über die Variante A zur Erhöhung der Elternbeiträge um 5 % 

abgestimmt:  

 

Beschluss: Mehrheitlich abgelehnt     

Ja-Stimmen 12  Nein-Stimmen 16  Enthaltung 1   
 

 

Es wird dann über den Vorschlag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zur Erhöhung 

der Elternbeiträge um 8 % abgestimmt: 

 
Beschluss: Mehrheitlich  

Ja-Stimmen 17  Nein-Stimmen 12  Enthaltung 1   

 

 

 
 


